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Jur Geſchichte der Gewerbeinſpection in Heſterreich. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 


Als die Inſtitution der Gewerbeinſpectoren mit dem Geſetze vom 
17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, in Oeſterreich in's Leben ge⸗ 


rufen wurde, mochte in Manchem die Erinnerung aufgeſtiegen ſein, daß 
ſchon früher einmal bei uns etwas Aehnliches beſtanden habe. Dieſe 
Reminiszenz aufzufriichen und allgemeiner zu machen, will ich hier die 
Daten zuſammenſtellen, welche mir über jene ältere Phaſe dieſer 
Verwaltungseinrichtung zu Gebote ſtehen. 

Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, als man auch bei uns 
begonnen hatte, ſich lebhafter um Wohl und Weh der Volkswirthſchaft 
zu kümmern, und unter der Führung erleuchteter Männer unſer Staat 
daran gegangen war, die Bedingungen für das Aufkommen und die inten⸗ 
ſivere Entfaltung der Induſtrie zu ſchaffen, war auch zum erſten Male 
Gedanke und Geſtalt der Gewerbeinſpection aufgetreten. Der neuen 
Schöpfung ſollte indeß keine allzu lange Lebensdauer beſchieden ſein. 
Nach einem kaum fünfzigjährigen Beſtande wurde ſie wieder aufgehoben, 
ſie fiel der Ungunſt der Verhältniſſe zum Opfer, welche in den erſten 
Decennien unſeres Jahrhunderts unſeren Staat zwangen, in ſeinen 
Verwaltungsausgaben eine Reſtriction eintreten zu laſſen. Die näheren 
Umſtände und Urſachen, welche damals die Aufhebung mit herbeigeführt 
haben, vermag ich leider nicht anzugeben; fie aus den Actenſchätzen 
unſerer Regiſtraturen zu ermitteln und an's Licht zu ziehen, mag 
einmal Sache Desjenigen ſein, der ſich der dankenswerthen Aufgabe 
unterziehen wird, eine Geſchichte der öſterreichiſchen Verwaltung zu 
ſchreiben. 

Die weſentlichſten Thatſachen, die ich in Erfahrung zu bringen 
vermochte, find folgende. “) 


Pa Meine Quellen waren u. A.: Krones Dr Handbuch der Geſchichte 
Oeſterreichs von der älteſten bis zur neueſten Zeit. Berlin, Grieben. IV. Bd. 


Schon im Jahre 1757 bis 1760 gab es in Böhmen eigene 
Commerzinſpectoren und Manufacturcommiſſäre; dieſelben 
waren mit der Unterſuchung der Fabeiken und Manufacturen betraut 
und hatten ihre Wahrnehmungen an die Commerzconſeſſe zu berichten, 
in deren Kreiſe ſie angeſtellt geweſen. Als im Jahre 1772 die Commerz⸗ 
conſeſſe erloſchen, wurden auch die Commerzinſpectoren und Manufactur⸗ 
commiſſäre wieder eingezogen; die angeſtellt geweſenen Beamten dieſer 
Kategorie erhielten aushilfsweiſe Dienſte bei den einzelnen Kreisämtern. 
In demſelben Jahre, als die Einrichtung in Böhmen aufhörte, wurde 
in Niederöſterreich ein eigener Beamter zur Aufſicht über die Fabriken 
aufgeſtellt. Jedoch erſt in dem Zeitraume zwiſchen 1808 und 1815 
empfing die Inſtitution ihre endgiltige Regelung, welche deren Wirkungs— 
kreis und Stellung im Ganzen der Verwaltungseinrichtungen, zunächſt 
freilich nur des Landes Niederöſterreich, ſowie deren Organiſation 
genauer beſtimmte. Darnach ſollte die Inſpeetion aus einem k. k. Inſpector, 
zwei Inſpectionscommiſſarien und dem erforderlichen Kanzleiperſonale 
beſtehen. Unter den Männern, die damals zu dieſen Stellen berufen 
worden ſind, befanden ſich einige, welche ſich dauernde Verdienſte um die 
Förderung des Gewerbefleißes erworben haben. So wirkte, ehe er in 
den Dienft der Direction des techniſchen Cabinetes Sr. Majeſtät des 
Kaiſers beruſen wurde, hier durch eine Reihe von Jahren der Technologe 
und Gewerbeſtatiſtiker Stephan Ritter von Keeß als erſter Inſpections⸗ 
commiſſär; die Wiſſenſchaft verdankt dieſem Dienſte des Genannten 
zwei Werke, die für lange noch die einzigen verläßlichen Quellen 
unſerer Kenntniß damaliger wirthſchaftlicher, namentlich gewerblicher 
Verhältniſſe bleiben werden, es ſind dies die „Darſtellung des Fabriks⸗ 
und Gewerbeweſens im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate“ (Wien 1820 — 1824, 
Strauß, 2 Bde. in 3 Thlnu.) und das gemeinſam mit W. C. W. Blumen⸗ 
bach gearbeitete Buch: „Syftematiſche Darſtelluug der neueſten Fort 
ſchritte in den Gewerben und Manufacturen und des gegenwärtigen 
Zuſtandes derſelben“ (Wien 1829, Gerold, 2 Bde.). Ende der Zwanziger⸗ 
Jahre dieſes Jahrhunderts wurden die Fabriksinſpectoren wieder auf⸗ 
gehoben; ihre Functionen gingen an die politiſchen Landesſtellen über. 

In den Normen der Periode von 1808 bis 1815 war der 
Wirkungskreis dieſer Inſtitution in nachſtehender Weiſe umſchrieben. 
Die Fabriksinſpectoren hatten die Aufſicht in Handels- und Gewerbe⸗ 
angelegenheiten zu führen und die Beobachtung der Fabrikenordnung 
wie der Fabrikenpolizeiordnung zu überwachen. Durch ihren Einblick in die 
Verhältniſſe der einzelnen Betriebe über dieſe und deren Bedürfniſſe 
am beſten informirt, ſollten ſie ferner der Regierung und den Behörden 
mit ihrem Rathe an die Hand gehen, wenn es ſich um Einführung, 


455, 460, 461, 491; — Gräffer und Gzikaun, Heſterreichiſche Nationaleucy⸗ 
klopädie. Wien 1835. III. Bd.; — Wurzbach Conſt. v., Biographiſches Lexikon 
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Erhöhung oder Herabſetzung von Zöllen oder andere adminiſtrative 
Maßregeln zur Förderung des Gewerbefleißes handelte; ebenſo beſaßen 
fie bei der Gewährung von Staatsſubveutionen, welche in der Form 
von Aerarialvorſchüſſen an einzelne nothleidende Induſtrielle oder zu 
fördernde Unternehmungen gewährt werden ſollten, ein entſcheidendes 
Wort. Bei Gewerberechtsverleihungen hatten ſie in gewiſſen Fällen die 
Behörden mit Rath und Auskunft zu unterſtützen; ſie waren die Organe, 
vor denen Bewerber um zünftige und unzünftige Gewerbe Prüfungen 
ablegen konnten, ferner Diejenigen, welche bei Erteilung von Commercial— 
befugniſſen die Probeſtücke der Bewerber zu beurtheilen und davon ſich 
zu überzeugen hatten, ob jene in der That die eigenen Arbeiten der 
Präſentanten ſeien. In Angelegenheiten des gewerblichen Hilfsperſonales 
war ihnen nur ein beſcheidener Wirkungskreis eingeräumt; in dieſer 
Beziehung oblag ihnen nur, den Lehrcontract zu protokolliren und zu 
vidireu, in unzünftigen Gewerben die Lehrjungen freizuſprechen, die 
Geſellen aufzudingen. Dagegen war ihnen zur beſonderen Pflicht gemacht, 
den Stand der Fabriken in Evidenz zu halten (Führung der fogenaunten 
Manufacturtabellen), wobei ihnen ihre eigenen Wahrnehmungen und die 
Mittheilungen der Kreisämter das erforderliche Materiale lieferten. 

Es iſt von Juntereſſe und nicht ohne Nutzen für die Gegenwart, 
ſich die weſentlichſten Grundſätze zu vergegenwärtigen, die für dieſes ihr 
Wirken maßgebend zu ſein hatten. 


So heißt es in der Hofkammerverordnung vom 3. November 1815: 
„Die Fabrikeninſpection iſt keine eigentliche Behörde, ſondern fie hat in 


jenen Fällen die Stelle des unmittelbaren Auges und Ohres der Landes— 


welche eine perſönliche Localunterſuchung, einen Augenſchein und eine 
mündliche Vernehmung fordern und wo der Magiſtrat bei ſeinen bloßen 


Commiſſionsverhandlungen von den Parteien manchmal nur Unrichtigkeiten 


zur Auskunft erhält.“ In der Verordnung vom 5. November 1813 
wird vorgeſchrieben: „Sie (die Fabriksinſpectoren) haben ſich iu ſteter 
genauer Keuntniß des Kunſtfleißes, ſeiner Fortſchritte und der Perſonen, 
die ihn betreiben, wie auch feiner Abnahme zu jegen, damit bei jeder 
Gelegenheit, wo die Landesregierung Local-, Perſonal- und einzelne 
beſondere Auskünfte ſordert, dieſe ihr durch den Fabrikeninſpector auf 
eine verläßliche, zur Beurtheilung genügende Weiſe vermittelſt ſeiner 
Relationen geliefert werden, deren Weſenheit und Nutzen in dem Maße 
höher erfüllt iſt, je richtiger, paſſender und beſtimmter die Detailauskünfte 
ſind, welche die Fabrikeninſpection liefert.“ Das Hofkammerdecret vom 
16. November 1810 enthält die Weiſung: „Stetes Herumwandern if 
den Werkſtätten, genaue Kenntniß der praktiſchen Handgriffe, der Sprache, 
der Gewohnheiten, der Verhältniſſe, der Verbindungen, des wirklichen 
Ganges des Fabrikszweiges ſind die weſentlichen Pflichten der Fabriken— 
inſpection.“ Die Verordnung vom 21. Jänner 1804 ſagt endlich: 
„Zu befehlen, zu verbieten, zu rathen, einzuleiten, amtlich ſich einzu— 


Fabrikenpolizei hat ſie nur zu wachen, die Uebertretungen aber nie zu 
ſchlichten, ſondern lediglich der Behörde zur Amtshandlung anzuzeigen.“ 


Vergleicht man dieſe ältere Geſtalt der Inſtitution mit jener, die 
ſo fallen 


ſie in dem Geſetze vom 17. Juni 1883 erhalten hat, 
einem folgende Unterſchiede auf. Heute iſt der Schwerpunkt der Wirk— 
ſamkeit der Inſpectoren auf die Ueberwachung jenes Theiles der gewerbe— 
rechtlichen Normen gelegt, welche ſich auf das Verhältniß des Hilfs— 
perſonales zu dem Unternehmen und deſſen Inhaber beziehen und die 


Sicherung der gewerblichen Gehilfen gegen ungeſetzliche Ausbeutung ihrer 


Arbeitskraft, wie gegen Gefahren für Geſundheit und Leben bezwecken. 
Den älteren Inſpectionsorganen war eine derartige Aufgabe fremd; 
beſaßen ſie auch in Betreff der Verhältniſſe der Lehrlinge und Geſellen 


eine gewiſſe Jugerenz, ſo lief dieſe mehr darauf hinaus, Sorge zu 
tragen, daß jene eine den Bedürfniſſen des Gewerbebetriebes entſprechende 


fachliche Ausbildung erhalten. Den heutigen Jnſpectoren kommt bei 
Gewerberechtsverleihungen und bei Behandlung der Gewerbeaumeldungen 
keinerlei conſultativer Einfluß zu, während ein ſolcher bei der älteren 
Eompetenzbeſtimmung eingeräumt geweſen iſt. Was die Gewerbe- und 
Induſtrieſtatiſtik betrifft, mit der ſich ſowohl die Fabriksinſpection, wie 


die neueren Gewerbeinſpectoren zu beſchäftigen haben, waltet gleichfalls 


ein bedeutender Unterſchied zwiſchen einſt und jetzt ob. Für den Gewerbe⸗ 
inſpector von heute iſt die genaue Verzeichnung der wichtigſten Daten 
(Zahl, Art und Kraftmaß der Motoren, Zahl und Abſtufungen der 
Arbeiter, Art und Zahl der Betriebsmittel u. dgl.) vorerſt nur ein unent⸗ 
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feiner Miſſion; für die k. k. Fabrikeniuſpection von früher war die genaue 
ſtatiſtiſche Evidenzhaltung der einzelnen Induſtrieetabliſſements auch Selbſt— 
zweck; mit dieſer ihrer Thätigkeit war die k. k Fabrikeninſpection auch gewiſſer⸗ 
maßen ein auagraphiſches Amt, ein Organ der adminiſtrativen Statiſtik. 

Zum Schluſſe ſei noch der weiteren Wanderung die Juſtitution 
durch Anführung der wichtigſteu Thatſachen gedacht. Nicht lange nach⸗ 
dem ſie in Oeſterreich aufgehört hatte, taucht die Einrichtung in England 
wieder auf; ſie bildet hier einen integrirenden Beſtaudtheil der in der Periode 
von 1833 bis 1844 ſich vollziehenden Reform der engliſchen Fabriks— 
geſetzgebung. Der englische Factory-Inſpector iſt denn auch zum Vor⸗ 
bilde der ſpäteren analogen continentalen Einrichtungen geworden. Zuerſt 
war es das Königreich Sachſen, welches die Inſtitution auf dem Con— 
tinente mit der Verordnung vom 4. September 1872 (G. und V. Bl. 
S. 413) in's Leben rief. Dann ſolgte die Schweiz mit dem Bundes⸗ 
geſetze vom 1. Jänner 1878. Das folgende Jahr brachte endlich die 
Einführung der Gewerbe- oder Fabrikeninſpection in Preußen und den 
übrigen, zum Geltungsgebiete der deutſchen Reichsgewerbeordnung (No⸗ 
velle vom 17. Juli 1878, betreffs Abänderung der Reichsgewerbe— 
ordnung) gehörigen deutſchen Staaten. 

Es beſchleicht einen ein eigenthümliches Gefühl, zu ſehen, daß 
eine Inſtitution, deren erſten Gedanken man mit Fug als eine Schöpfung 
der öſterreichiſchen Verwaltung bezeichnen darf, wieder aus dem Aus— 
lande importirt werden mußte, als ſich die Nothwendigkeit herausſtellte, 
im Gebiete der Gewerbepolizei auch bei uns eine neue Organiſation der 


| Ueberwachung zu Schaffen, 
regierung zu vertreten, wo die Parteien beſondere Umſtäude anführen, 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Beurtheilung, ob nahe verſchwägerten Perſonen die Che: 
dispens zu ertheilen ſei, find insbeſondere die Rückſichten auf die 
öffentliche Sittlichkeit zu erwägen. 

Der Grundbeſitzer Anton A., welcher aus erſter Ehe die in den 
Jahren 1851, 1857 und 1860 geborenen Kinder hatte, verehelichte 
ſich abermals, und zwar mit der im Jahre 1842 geborenen Maxie B. 
und hatte mit derſelben die drei in den Jahren 1872, 1874 und 
1876 geborenen Kinder. Er ſtarb im Jahre 1881 und hinterließ die 
Realität ſeinem im Jahre 1851 geborenen Sohne aus erſter Ehe 
Johaun A. Die Witwe Marie B., welche nach dem von ihrem Gatten 
am Todtenbette ausgeſprocheuen Wunſche ihrem Stiefſohne die Haus— 
wirthſchaft beſorgte, hatte mit dieſem ein am 28. November 1883 
geborenes Kind. Um den begangenen Fehler gut zu machen, beabſichtigten 
Johaun A. und Marie B. ſich zu ehelichen und ſuchten um Dispens 


vom Ehehinderniſſe der Schwägerſchaft nach S 66 a. b. G. B. an. 
mengen ſteht der Fabrikeninſpection nie zu; ſelbſt über die geſetzliche 


Die über das Geſuch einvernommenen Behörden äußerten ſich 
theils für, theils gegen die Gewährung des Anfuchens. Das Pfarr⸗ 


amt ſprach ſich dafür aus weil bei Aufhebung des Concubinates durch 


behrliches Hilfsmittel zur Erfüllung eines anderen, des eigentlichen Zweckes 


Treunung der Beiden ſowohl deren Exiſtenz als jene von vier un— 
mündigen Kindern untergraben wäre, indem der Beſitz der verſchuldeten 


Raalität verloren ginge; vom Standpunkte der kirchlichen Ehegeſetzgebung 


wäre die eheliche Verbindung der Beiden allerdings durchaus nicht zu 
billigen Die Gemeindevorſtehung äußerte ſich gegen das Anſuchen, weil 
das Zuſammenleben der Beiden, beſonders da Marie B. abermals in 
geſegneten Umſtänden ſein ſolle, ohnehin Aergerniß errege, eine Ver— 
ehelichung aber noch weit größeres Aergerniß hervorrufen würde. Das 
Decanalamt ſprach gegen die Gewährung, weil im gegebenen Falle 
eine Ehe öffentliches Aergerniß errege und der Unzucht im engſten Familien- 
kreiſe Vorſchub leiſten würde und weil das Altersverhältniß der Beiden 
ſehr ungünſtig ſei. Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft ſprach ſich für die 
Gewährung aus, weil Beide in der Gemeinde heimatberechtigt ſind, 
daher nicht leicht getrennt werden können, und weil die ganze Familie 
augewieſen iſt, ſich im Beſitze der Realität zu erhalten. Das weiters 
einveruommeue Ordinariat äußerte ſich gegen die Ertheilung der 
ſtaatlichen Bewilligung, weil durch eine ſolche Verbindung noch größeres 
öffentliches Aergerniß provocirt, der Unzucht im engſten Familienkreiſe 
Vorſchub geleiſtet und das monſtröſe Verhältniß hervorgebracht würde, daß 
Johann in Folge der Verheiratung mit Marie B. Stiefvater ſeiner 
Geſchwiſter würde, und weil die Ertheilung einer kirchlichen Ehe— 
bewilligung bei dieſem Schwägerſchaftsgrade unmöglich ſei. 

Die politiſche Landesbehörde fand am 22. Februar 1885, 3. 1881, 


dem Geſuche, daß der Stiefſohn ſeine Stiefmutter heirate, wegen des 
damit verbundenen großen öffentlichen Aergerniſſes keine Folge zu geben. 


N In dem hiergegen ergriffenen Recurſe wurde zur Erklärung der 
finanziellen Folgen einer Trennung der Beiden angeführt, daß Marie B. 
auf der Realität eine Forderung von 400 fl. und den „Auszug“ 
(Gewährung des Unterhaltes. präciſirt nach Servitutsrechten und Lei- 
Hungen) intabulirt beſitze und daß zwei blödſinnige Brüder des Geſuch⸗ 
ſtellers an der Realität verſorgt werden müſſen. 

Das Miniſterium des Junern gab mit Entſcheidung vom 12. April 
1885, 3. 4499, dem Recurſe im Hinblicke auf die dieſer Ehe ent⸗ 
gegenſtehenden Rückſichten der öffentlichen Sittlichkeit, welche auch durch 
noch ſo gewichtige materielle Gründe nicht beſeitigt werden könnten, 
keine Folge und wies die politiſche Landesbehörde in Bezug auf die 
weitere Behandlung dieſer Angelegenheit auf § 501 des Strafgeſetzes hin. 

De A l, 


Für die Frage der Zuläſſigkeit des Begehrens 
Ehe ſind nur jene Vorſchriften maßgebend, 
jener Confeſſion beſtehen, welcher die 
Eingehung der Ehe ang 

R. G. Bl 


um Trennung der 
welche für die Bekenner 
Ehegatten zur Zeit der 
ehörten. (§§ 2 Geſetz vom 9. April 1820. 
Nr. 51; 115 a. b. G. B.) 

Moriz R. und Fanni H., welche nach ihrem Austritte aus der 
jüdiſchen, beziehungsweiſe der Letzteren aus der proteſtantiſchen Religions⸗ 
genoſſenſchaſt ſich in keine neue Religionsgenoſſenſchaft aufnehmen ließen 
und daher confeſſionslos wurden, ehelichten ſich am 20. October 1874 
vor der weltlichen Behörde, dem Magiſtrate Wien. Die Ehe war keine 
glückliche, weil der Gatte, der ſchon vor ſeiner Ver helichung Gegenſtand 
ſtrafgerichtlicher Verfolgungen geweſen war, nicht jenen Lebenswandel 
führte und nicht jenes Benehmen ſeiner Gattin gegenüber an den Tag 
legte, welches die Dauer einer Verbindung mit der Letzteren möglich 
machte. Er mißhandelte ſeine Gattin wiederholt in der empfindlichſten 
Weiſe, kränkte ſie dadurch, daß er die compromittirendſten Dinge über 
ſie an Parteien, bei welchen ſie unterrichtete, ſchrieb, ſo daß ſie auch 
materiell von ihrem Gatten geſchädigt wurde. Mehrere Zeugen beſtätigen 
die Mißhandlungen und Beſchimpfungen des Moriz R. gegen ſeine Frau, 
Jo daß der erſte Richter das auf Trennung der Ehe aus Verſchulden 
des Geklagten lautende Begehren der Fanni H. durch die Beſtimmung 
des § 115 a. b. G. B., welche auf die Ehen der confeſſionsloſen 
Ebegatten gemäß § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 51, Anwendung findet, begründet erachtete. 

Das Oberlandesgericht beſtätigte auf Appellation des Geklagten 
und des Vertheidigers des Ehebaudes das erſtrichterliche Urtheil und 
rückſichtlich der Anwendbarkeit der Beſtimmung des § 115 a. b. G. B. 
im vorliegenden Falle erwog es Folgendes: Die Ehetrennung aus 
dieſem Grunde iſt zuläſſig, ungeachtet der Geklagte am 11. November 
1874 zum Judenthume übergetreten iſt, weil beide Theile zur Zeit 
der Eheſchließung am 20. October 1874 coufeſſionlos waren; nach 
§ 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, hinſichtlich 
der Trennbarkeit der Ehe, Perſouen, die keiner Confeſſion angehören, 
den nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten gleich zu halten ſind, 
die Klägerin ſeit 28. April 1881 wieder Proteſtantin iſt und der 
§ 116 a. b. G. B. dem nicht katholiſchen Ehegatten ſogar geſtattet, 
die Trennung der Ehe zu verlangen, obwohl der andere Theil zur katho— 
liſchen Religion übergetreten iſt. 

Die Anwendbarkeit der Beſtimmung des $ 115 a, b. G. B. 
wurde bei Abweiſung der außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde oberft- 


gerichtlich mit Eutſcheidung vom 26. November 1884, Z. 11.989, 
al folgende weitere Gründe geſtützt: Für die Frage der Zuläſſigkeit 
des 


> von der Klägerin geſtellten 
mit dem Geklagten am 20. Oe 
nur jene Vorſchriften als maßgebend erkannt werden, welche für die 
Betenner jenes Religionsbekenntniſſes beſtehen, welchem die Ehegatten 
zur Zeit der Eingehung der Ehe angehörten. Nachdem nun aber feſtſteht, 
daß ſowohl die Klägerin als auch der Geklagte zu jener Zeit keiner 
geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehörten, in 
1 ſolchen Falle aber nach § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, 
5 G. Bl. Nr. 51, auf die Streittheile die für nicht katholiſche chriſt⸗ 
iche Religionsverwandte bezüglich der Trennung der von ihnen einge⸗ 
gangenen Ehe beſtehenden geſetzlichen Vorſchriſten zur Anwendung zu 
kommen haben, waren die beiden Untergerichte ganz recht daran, wenn 


Begehrens auf Trennung der von ihr 
tober 1874 eingegangenen Ehe können 
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dieſelben ihren Entſcheidungen über das Trennungsbegehren der Klägerin 
die Beſtimmungen des $ 115 a. b. G. B. zu Grunde legten. 
Ger.⸗Ztg. 


Das Abonnement einer Theaterloge iſt als Miethe des betreffenden 
Venützungsrechtes anzuſehen und ſind die Mechte hieraus im 
Beſtandverfahren geltend zu machen. 


Ueber die im Beſtandverfahren ſeitens des A. gegen den B., 
Theaterdirector in Wiener-Neuſtadt, eingebrachte Klage um Erkenntniß 
auf Uebergabe der Loge Nr. 1 des Wiener-Neuſtädter Stadttheaters 
zur Benützung für die fünfzig ungerade numerirten Theatervorſtellungen 
in der Saiſon 1884 — 1885 C. s. c. erging ſeitens des k. k. ſtädt.⸗ 
deleg. Bezirksgerichtes Wiener-Neuſtadt der Beſcheid vom 16. October 
1884, 3. 11.439, des Inhaltes: „Nachdem im Abonnement einer 
Theaterloge bei dem Umſtande, als es ſich hiebei nicht um die Ver— 
ſügung über die fragliche Loge allein, ſondern nur im Weſentlichen um 
die durch die Vorſtellungen gebotenen geiſtigen Genüſſe, reſpeetive um 
das Recht auf dieſelben, handelt, nicht ein Beſtandvertrag im Sinne 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches enthalten iſt, wird das Begehren 
um Einleitung des Beſtandverfahrens abgewieſen und auch, Mangels 
jeglicher geſetzlichen Grundlage, ein anderweitiges Verhandlungsverſahren 
hiergerichtlich nicht eingeleitet.“ 

Mit Erlaß des k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 6. November 
1884, 3. 17 690, wurde dem klägeriſchen Recurſe ftattgegeben, weil 
der dem Klagebegehren zu Grunde liegende Abonnementsvertrag die 
ſämmtlichen geſetzlichen Merkmale eines Beſtandvertrages nach 8 1090 
a. b. G. B. enthält und die Art des Bedürfniſſes, welches durch den 
Gebrauch der Sache befriedigt werden ſoll, für die Beurtheilung der 
Eigenſchaft des Vertrages nicht maßgebend erſcheint. 

Ueber Reviſionsrecurs des Geklagten hat der k. k. oberſte Gerichts- 
hof mit Erlaß vom 2. October 1884, 3. 13.554, die obergerichtliche 
Entſcheidung beſtätigt, weil das Abonnement einer beſtimmt bezeichneten 
Loge in einem Theatergebäude für beſtimmt bezeichnete Vorſtellungsabende 
ſich als eine Miethe des Rechtes der Benützung einer beſtimmt bezeich— 
neten Localität des Gebändes zu einem beſtimmten Zeitpunkte darſtellt 
und bei dem Umſtande, als im Reviſionsrecurſe die Eigenſchaft des 
Theaters als eines unbeweglichen Gutes nicht beſtritten iſt, vorliegenden⸗ 
falls die kaiſerliche Verordnung vom 16. November 1858, R. G. Bl. 
Nr. 213, Anwendung findet. Jur. Bl. 


Geſetze und Berorönungen. 
1884. J. Semeſter. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 14. Ausgeg. am 31. Mai. Circularverordnung vom 3. Mai 
1884, Nr. 1692 276 IV. Beſtimmungen für die Ablegung der Prüfung zum 
nicht activen Officier durch Einjährig⸗Freiwillige der k. k. Landwehr und für 


deren Beförderung zu Gefreiten (Patrullführern) und Unterofficieren. — Cireular⸗ 


verordnung vom 23. Mai 1884, Nr. 7998 1358 V. Einführung von Eiſenbahn⸗ 
Frachtbriefen mit eingedrucktem Stempelzeichen. 

Nr. 15. Ausgeg. am 7. Juni. 

Nr 16. Ausgeg. am 10. Juni. Circularverordnung vom 12. Mai 
1884, Nr. 1007 163 IV. Hinausgabe der Beſtimmungen für die Aſſentirung und 
Eintheilung der Recruten der k. k. Landwehr. — Circularverordnung vom 
5. Juni 1884, Nr. 7997 1357 V. Neue Vorſchrift über die Benützung der 
Locofuhren. 

Nr. 17. Ausgeg. am 19. Juni. — Circularverordnung vom 11. Juni 
1884, Nr. 933 Präſ. Hinausgabe von organiſchen Beſtimmungen für die Land⸗ 
wehr⸗Commanden, Landwehr⸗Fußtruppen und Landwehr⸗Evidenuthaltungen. 

Nr. 18. Ausgeg. am 30. Juni. Circularverordnung vom 3. Juni 
1884, Nr. 8831 2478 II b. Ueberweiſung der Gemeinde Meduſcha aus dem 
Gerichtsbezirke Bursztyn zu jenem von Halicz, bezw. aus der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Rohatyn zu jener von Stanislau. — Cireularverorduung vom 


10. Juni 1884, Nr. 8898 1513 V. Verlegung des kärntneriſchen Landwehr⸗ 


Schützen⸗Bataillons Nr. 27 dann der böhmiſchen Landwehr⸗Infauterie⸗Bataillone 
Nr. 32, 36 und 51. — Circularverordnung vom 16. Juni 1884, Nr. 9864, 
632 VI. Verlautbarung der geſetzlichen Beſtimmungen über die Verlängerung 
der Geltung des Geſetzes, betreffend die Einführung von Ausnahmsgerichten in 


Dalmatien. — Circularverordnung vom 23. Juni 1884, Nr. 10.129 1586 IV. 
Gleichſtellung der Handelsakademien zu Chrudim und Linz mit den Ober⸗ 
Gymnaſien und Ober⸗Realſchulen in Bezug auf die Nachweiſe der wiſſenſchaft lichen 
Befähigung der Aſpiranten für den Einjährig⸗Freiwilligen⸗Dienſt. 


Circular⸗Verordnungsblatt des k. k. Poſtſparcaſſenamtes in Wien. 


Nr. 1. Ausgeg. am 2. Jänner. — Verordnung des k. k. Handelsminiſters 
vom 28. December 1883, 3. 2088 H. M., betreffend die Eintragung der capi⸗ 
taliſirten Zinſen in die Einlagebüchel des k. k. Poſtſparcaſſenamtes. — Verordnungen: 
1. Nachtrags⸗Tagesrechuungen. 2. Hinausgabe des Index zum Jahrgange 1883 
des Circular⸗Verordnungsblattes des k. k. Poſtſparcaſſenamtes. 3. Dritte Liſte jener 
Einlagebüchel, auf welche keine Rückzahlungen in kurzem Wege geleiſtet werde n 
dürfen. 4. Vorgang bei Rückzahlungen, durch welche eine Saldirung des 
Einlagebüchels ſtattfindet. 5. Weiters activirte Sammelſtellen. 

Nr. 2. Ausgeg am 1. Februar. — Verorduungen: 1. Beſchränkung des 
„Zugehör“ zu den Einlagebücheln. 2. Einhebung einer Gebühr von 5 kr. für 
abhanden gekommene Kündigungsbüchel. 3. Vierte Lifte jener Einlagebüche l, auf 
welche keine Rückzahlungen im kurzen Wege geleiſtet werden dürfen. 4. Weiters 
activirte Sammelſtellen. 

Nr. 3. Ausgeg. am 1. März. — Verordnungen: 1. Einſchärfung der 
Beſtimmungen über die Eintragung der capitaliſirten Zinſen in die Einlagebüchel. 
2. Geſtattung der Abrundung des Guthabens. 3. Fünfte Liſte jener Einlagebüchel, 
auf welche keine Rückzahlungen im kurzen Wege geleiſtet werden dürfen. 4. Weiters 
activirte Sammelſtellen. 

Nr. 4. Ausgeg. am 1. April. — Verordnungen: 1. Ausgabe der Einlag e- 
büchel in den verſchiedeuen Sprachausgaben. 2. Aufkleben der Sammelſtell en⸗ 
Vignette auf die Beilagenliſten und vorſchriftsmäßige Numertrung der letzteren. 
3. Sechſte Liſte jener Einlagebüchel, auf welche keine Rückzahlungen im kur zen 
Wege geleiſtet werden dürfen. 

Nr. 5. Ausgeg. am 1. Mai. — Erlaß Seiner Excellenz des Herrn k. k. 
Handelsminiſters vom 9. April 1884, Z. 697 H. M, an das k. k. Poſtſpar⸗ 
caſſenamt in Wien, betreffend die Geſtattung der Vereinigung des Aviſo und der 
Zahlungsanweiſung auf ein und derſelben Druckſorte. — Verordnungen: 1. Ver⸗ 
einigung des Aviſo und der Zahlungsanweiſung auf ein und derſelben Druck- 
forte. 2. Einſchärfung der Verordnung Nr. 1 des Circular-Verordnungsblattes 
Nr. 16 ex 1883, S. 213. 3. Nachweiſung der Identität eines Einlegers. 4. Sie⸗ 
bente Liſte jener Einlagebüchel, auf welche keine Rückzahlungen in kurzem Wege 
geleiſtet werden dürfen. 5. Weiters activirte Sammelſtellen. 

Nr. 6. Ausgeg. am 1. Juni. — Verordnungen: 1. Hinausgabe eines 
„Handbuches über den Poſtſparcaſſendienſt bei den Sammelſtellen“ und eines 
neuen „Druckſorten⸗Verzeichniſſes“. 2. Achte Lifte jener Einlagebüchel, auf welche 
keine Rückzahlungen in kurzem Wege geleiſtet werden dürfen. 3. Weiters activirte 
Sammelſtellen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär des gemeinſamen Oberſten Rechnungs⸗ 
Hofes Joſeph Soyka anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Haus-, Hof- und Staatsarchivaren Dr. Hiero- 
nymus Weyda und Dr. Conſtantin Edleu von Böhm taxfrei den Titel und 
Charakter von Regierungsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe Anton Vogl in Hallein den Titel 
und Charakter eines Oberbergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial-Viceſecretar im Handelsminiſterium 
Dr. Ernſt von Körber das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur Karl Ruſchil in Linz zum 
Oberingenieur bei der Boft- und Telegraphendirection in Czernowitz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamts⸗Controlor Ludwig Neuner 
in Innsbruck zum Poſtcontrolor daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations⸗Secretär der Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction in Wien Dr. Ernſt Großbauer Edlen von Waldſtätt 
zum Adminiſtrationsrathe, den Adminiſtrations⸗Adjuncten der Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction in Gmunden Dr. Ferdinand Angermüller zum Ad⸗ 
miniſtrations⸗Secretär und den Adminiſtrations⸗Concipiſten der Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction in Wien Dr. Joſeph Liebhart zum Adminiſtrations⸗ 
Adjuncten ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirkscommiſſärsſtelle, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle im Bereiche 
der politiſchen Verwaltung Dalmatiens, bis 25. Mai. (Amtsbl. Nr. 101.) 


n Diezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſummt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 2 der Erkenntniſſe 1885. 


— 
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Im ergebenst gezeichneten Verlage erschienen nunmehr vollständig: 


Oesterreichische Eisenbahngesetze. 


Sammlung 
der auf das Eisenbahnwesen Bezug habenden Gesetze, 
Verordnungen und Judicate, 


herausgegeben von 
Dr. Victor Röhl, 
Inspector der k. k. General- Direction der österr. Staatsbahnen. 
Zwei Bände. gr. 8. Preis elegant in Halbfranz gebunden 12 fl. 


und beehrt sich derselbe zur Bestellung auf das Werk einzulalen, 


Se. Excellenz der k. k. Handelsminister richtete betreffend dieses 
Buches einen Erlass vom 8. April a. c., Z. 6010, an sämmtliche 
Verwaltungen der österr. Eisenbahnen, welcher wörtlich lautet: 

Wie der Verwaltung bekannt sein dürfte, ist die im Verlage 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung von 
dem Inspector der k. k. General-Direction der österr. Eisenbahnen, 
Dr. Victor Röll, publieirte „Sammlung der auf das österr, Eisenbahn- 
wesen Bezug habenden Gesetze, Verordnungen und Judicate‘‘ kürzlich 
zum Abschlusse gelangt. 

Obgleich das Erscheinen dieses Werkes im Wege mehrfacher 
publieistischer Besprechung zur Kenntniss der betheiligten Fachkreise 
gelangt ist, nehme ich doch über Ansuchen der gedachten Verlags- 
Buchhandlung nicht Anstand, die Aufmerksamkeit der Verwaltung noch 
im Besonderen auf die in Rede stehende Publication zu lenken, welche 
die bis in die neueste Zeit reichenden, das österr, Eisenbahnwesen 
betreffenden allgemeinen Normen in vollständiger, die Uebersichtlichkeit 
des Stoffes fördernder und das Eindringen in die einzelnen Materien 
erleichternder systematischer Darstellung enthält, und bei dem weiteren 
Umstande, als der Inhalt des Werkes zum grossen Theile aus amtlichen 
Quellen geschöpft ist, ein ebenso verlässliches als brauchbares Hilfs- 
buch für alle Zweige des administrativen und executiven Eisenbahn- 
dienstes darstellt. 

Es erscheint daher im eigenen Interesse der Bahnverwaltungen 
gelegen, auf die Benützung dieses Werkes seitens ihrer Verwaltungs- 
und Betriebsorgaue in der für geeignet erachteten Weise hinzuwirken. 


Hochachtend ergebenste 
MANZ’sche Kk. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
WIEN, I., Kohlmarkt 7. 


Soeben wurde vollständig 
Jahrgang 1884, Band VIII 


der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 
Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
44 Bogen. gr. 8. Preis gebunden in Leinen 4 fl. 60 kr. 


sowie die früher erschienenen 


Dieser, 
Band I, Jahrgang 1876— 77, Preis gebunden 4 fl. 60 kr. 
FIR 5 1878 5 5 4 fl. 60 kr. 
% IId 0 1879 u " 3 fl. 60 kr. 
” IV, 7 1880 57 * 4 fl. 20 kr. 
m, 55 1881 0 7 Al Sl, —— ki 
„ vl, „ 1882 0 en. 
0 en 1883 1 5 4 fl. 60 kr. 
sind vom unterzeichneten Verlage, sowie durch alle Buchhandlungen 
zu beziehen. — Einzelne Bände werden auch jederzeit abgegeben. 


Auf Wunsch bewilligen wir den P. T. Herren Verwaltungs- 
beamten nach Uebereinkommen eine ratenweise Zahlung des Kauf- 
preises. 

Mang’sche k. k. Hof-Verlags- und Iniversitäts-Buchhandlung 
in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


